
 Vereinte Nationen A/HRC/RES/32/28 

 

Generalversammlung 
Verteilung: Allgemein 
18. Juli 2016 
 
Deutsch 
Original: Englisch 

Menschenrechtsrat 
Zweiunddreißigste Tagung 
Tagesordnungspunkt 5 

 

 
 

 

Resolution des Menschenrechtsrats, verabschiedet am 1. Juli 2016 

32/28.  Erklärung über das Recht auf Frieden 

 Der Menschenrechtsrat, 

 unter Hinweis auf alle seine früheren Resolutionen über die Förderung des Rechts 
der Völker auf Frieden, die von der Generalversammlung, der Menschenrechtskommission 
und dem Menschenrechtsrat verabschiedet wurden, 

 1. verabschiedet die in der Anlage zu dieser Resolution enthaltene Erklärung über 
das Recht auf Frieden; 

 2. empfiehlt der Generalversammlung im Einklang mit Ziffer 5 c) ihrer Resolu-
tion 60/251 vom 15. März 2006, den folgenden Resolutionsentwurf anzunehmen: 

  „Die Generalversammlung, 

begrüßend, dass der Menschenrechtsrat mit seiner Resolution die Erklärung über 
das Recht auf Frieden verabschiedet hat, 

1. verabschiedet die in der Anlage zu dieser Resolution enthaltene Erklärung über 
das Recht auf Frieden; 

2. bittet die Regierungen, die Organisationen und Einrichtungen des Systems der 
Vereinten Nationen und die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, die 
Erklärung zu verbreiten sowie ihre allgemeine Achtung und ihr Verständnis zu fördern.“ 

45. Sitzung 
1. Juli 2016 

[Verabschiedet in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 34 Stimmen und 9 Gegenstim-
men bei 4 Enthaltungen. Die Stimmen verteilen sich wie folgt:  

 Dafür:  
   Algerien, Äthiopien, Bangladesch, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, 

Burundi, China, Côte d’Ivoire, Ecuador, El Salvador, Ghana, Indien, Indone-
sien, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kongo, Kuba, Malediven, Marokko, Mexiko, 
Mongolei, Namibia, Nigeria, Panama, Paraguay, Philippinen, Russische Fö-
deration, Saudi-Arabien, Südafrika, Togo, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam 
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 Dagegen: 
    Belgien, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 

 Frankreich, Lettland, Niederlande, Republik Korea, Slowenien, Vereinig-
 tes Königreich Großbritannien und Nordirland 

 Enthaltungen:  
  Albanien, Georgien, Portugal, Schweiz] 

Anlage 

  Erklärung über das Recht auf Frieden 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, den Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte, den Internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte sowie die Erklärung und das Aktionsprogramm von 
Wien, 

 sowie unter Hinweis auf die Erklärung über das Recht auf Entwicklung, die Millen-
niums-Erklärung der Vereinten Nationen, die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, 
einschließlich der Ziele für nachhaltige Entwicklung, und das Ergebnis des Weltgipfels 
2005, 

 ferner unter Hinweis auf die Erklärung über die Vorbereitung der Gesellschaft auf 
ein Leben in Frieden, die Erklärung über das Recht der Völker auf Frieden und die Erklä-
rung und das Aktionsprogramm für eine Kultur des Friedens sowie andere internationale 
Übereinkünfte, die für den Gegenstand dieser Erklärung maßgeblich sind, 

 unter Hinweis auf die Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an kolo-
niale Länder und Völker, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass in der Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts 
betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im 
Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen feierlich Folgendes verkündet wurde: Der 
Grundsatz, dass die Staaten in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale 
Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit 
den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt 
unterlassen, der Grundsatz, dass die Staaten ihre internationalen Streitigkeiten durch fried-
liche Mittel so beilegen, dass der Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerech-
tigkeit nicht gefährdet werden, die Pflicht, im Einklang mit der Charta nicht in Angelegen-
heiten einzugreifen, die zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, die Pflicht der 
Staaten, im Einklang mit der Charta miteinander zusammenzuarbeiten, der Grundsatz der 
Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker, der Grundsatz der souveränen 
Gleichheit der Staaten und der Grundsatz, dass die Staaten die Verpflichtungen, die sie 
gemäß der Charta übernommen haben, nach Treu und Glauben erfüllen, 

 in Bekräftigung der in der Charta verankerten Verpflichtung aller Mitgliedstaaten, in 
ihren internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder die poli-
tische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Na-
tionen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu unterlassen und interna-
tionale Streitigkeiten durch friedliche Mittel so beizulegen, dass der Weltfriede, die inter-
nationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden, 
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 in der Erkenntnis, dass die Entfaltung einer Kultur des Friedens untrennbar ver-
knüpft ist mit der Verwirklichung des Rechts aller Völker, namentlich derjenigen, die unter 
Kolonial- 
oder einer anderen Form von Fremdherrschaft oder unter ausländischer Besetzung stehen, 
auf Selbstbestimmung, das in der Charta und in den Internationalen Menschenrechtspakten 
sowie in der in Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezember 1960 
enthaltenen Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker festgelegt worden ist, 

 in der Überzeugung, dass jeder Versuch, die nationale Einheit und territoriale Unver-
sehrtheit eines Staates oder Landes teilweise oder gänzlich zu zerstören oder seine politi-
sche Unabhängigkeit zu beeinträchtigen, mit den Zielen und Grundsätzen der Charta un-
vereinbar ist, entsprechend der in der Resolution 2625 (XXV) der Generalversammlung 
vom 24. Oktober 1970 enthaltenen Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend 
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang 
mit der Charta der Vereinten Nationen, 

 in der Erkenntnis, wie wichtig die Beilegung von Streitigkeiten oder Konflikten mit 
friedlichen Mitteln ist, 

 zutiefst alle terroristischen Handlungen missbilligend, unter Hinweis auf die Erklä-
rung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terrorismus, wonach terroristi-
sche Handlungen, Methoden und Praktiken einen schweren Verstoß gegen die Ziele und 
Grundsätze der Vereinten Nationen darstellen und den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit bedrohen, die freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Staaten gefährden, 
die territoriale Unversehrtheit und Sicherheit der Staaten bedrohen, die internationale Zu-
sammenarbeit behindern und die Beseitigung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten 
und der demokratischen Grundlagen der Gesellschaft zum Ziel haben können, und bekräf-
tigend, dass alle terroristischen Handlungen verbrecherisch und nicht zu rechtfertigen sind, 
ungeachtet ihrer Beweggründe und gleichviel wann und von wem sie begangen werden, 

 betonend, dass alle Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung im Einklang mit den 
Verpflichtungen der Staaten nach dem Völkerrecht, einschließlich der internationalen 
Menschenrechtsnormen, des Flüchtlingsvölkerrechts und des humanitären Völkerrechts, 
sowie ihren Verpflichtungen nach der Charta stehen müssen, 

 mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle Staaten, sofern sie es nicht bereits ge-
tan haben, den Beitritt zu internationalen Übereinkünften betreffend den Terrorismus mit 
Vorrang zu erwägen, 

 in Bekräftigung dessen, dass die Förderung und der Schutz der Menschenrechte für 
alle sowie die Rechtsstaatlichkeit unverzichtbar für die Bekämpfung des Terrorismus sind, 
und in der Erkenntnis, dass wirksame Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung und der 
Schutz der Menschenrechte nicht einander widersprechende, sondern einander ergänzende 
und sich gegenseitig verstärkende Ziele sind, 

 sowie in Bekräftigung der in der Präambel der Charta bekundeten Entschlossenheit 
der Völker der Vereinten Nationen, künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu 
bewahren, den Glauben an die Grundrechte des Menschen erneut zu bekräftigen, den sozi-
alen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu fördern sowie 
Duldsamkeit zu üben und als gute Nachbarn in Frieden miteinander zu leben, 

 unter Hinweis darauf, dass Frieden und Sicherheit, Entwicklung und die Menschen-
rechte die Säulen des Systems der Vereinten Nationen und die Grundlagen der kollektiven 
Sicherheit und des kollektiven Wohls sind, und anerkennend, dass Entwicklung, Frieden 
und Sicherheit und die Menschenrechte miteinander verflochten sind und sich gegenseitig 
verstärken, 
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 in der Erkenntnis, dass Frieden nicht nur das Nichtvorhandensein von Konflikten 
bedeutet, sondern dass dazu auch ein positiver, dynamischer und partizipatorischer Prozess 
erforderlich ist, in dessen Rahmen der Dialog gefördert wird und Konflikte in einem Geist 
des gegenseitigen Verständnisses und der Zusammenarbeit beigelegt werden und bei dem 
die sozioökonomische Entwicklung gewährleistet wird, 

 unter Hinweis darauf, dass die Anerkennung der angeborenen Würde und der glei-
chen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die 
Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, und in der Erkennt-
nis, dass Frieden durch den uneingeschränkten Genuss aller unveräußerlichen Rechte ge-
fördert wird, die sich aus der angeborenen Würde aller Menschen herleiten, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass jeder Anspruch auf eine soziale und internationale 
Ordnung hat, in der die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verkündeten 
Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können, 

 ferner unter Hinweis auf die globale Verpflichtung auf die Beseitigung der Armut 
und die Förderung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums, einer nachhaltigen Entwick-
lung und weltweiten Wohlstands für alle und die Notwendigkeit, Ungleichheit in und zwi-
schen Ländern zu verringern, 

 unter Hinweis auf die Wichtigkeit der Verhütung bewaffneter Konflikte in Überein-
stimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Charta und die Verpflichtung, eine Kultur 
der Verhütung bewaffneter Konflikte zu fördern, als Mittel zur wirksamen Bewältigung 
der miteinander verknüpften Herausforderungen auf dem Gebiet der Sicherheit und der 
Entwicklung, denen die Völker in aller Welt gegenüberstehen, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass die größtmögliche und gleichberechtigte Mitwir-
kung der Frauen in allen Bereichen Voraussetzung für die vollständige Entwicklung eines 
Landes, für das Wohlergehen der Welt und für die Sache des Friedens ist, 

 bekräftigend, dass, da Kriege im Geist der Menschen entstehen, auch die Bollwerke 
des Friedens im Geist der Menschen errichtet werden müssen, und unter Hinweis darauf, 
wie wichtig die Beilegung von Streitigkeiten oder Konflikten mit friedlichen Mitteln ist, 

 unter Hinweis auf die Notwendigkeit verstärkter internationaler Anstrengungen zur 
Unterstützung eines weltweiten Dialogs zugunsten der Förderung einer Kultur der Tole-
ranz und des Friedens auf allen Ebenen, der auf der Achtung der Menschenrechte und der 
Vielfalt der Religionen und der Weltanschauungen gründet, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass Entwicklungshilfe und Kapazitätsaufbau nach dem 
Grundsatz der nationalen Eigenverantwortung in Postkonfliktsituationen dazu beitragen 
sollen, den Frieden im Rahmen von Rehabilitations-, Wiedereingliederungs- und Aussöh-
nungsprozessen unter Einbeziehung aller betroffenen Akteure wiederherzustellen, und an-
erkennend, wie wichtig die Aktivitäten der Vereinten Nationen zur Friedensschaffung, 
Friedenssicherung und Friedenskonsolidierung für das globale Streben nach Frieden und 
Sicherheit sind, 

 ferner unter Hinweis darauf, dass die Kultur des Friedens und die Erziehung der 
Menschheit zu Gerechtigkeit, Freiheit und Frieden für die Würde des Menschen unerläss-
lich sind und eine Verpflichtung darstellen, die alle Völker im Geiste gegenseitiger Hilfs-
bereitschaft und Anteilnahme erfüllen müssen, 

 in Bekräftigung dessen, dass unter einer Kultur des Friedens die Gesamtheit der 
Wertvorstellungen, Einstellungen, Traditionen, Verhaltens- und Lebensweisen zu verste-
hen ist, wie es in der Erklärung über eine Kultur des Friedens heißt, und dass all dies durch 
ein dem Frieden dienliches nationales und internationales Umfeld gefördert werden soll, 

 in Anerkennung der Bedeutung von Mäßigung und Toleranz als Werten, die zur För-
derung von Frieden und Sicherheit beitragen, 
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 sowie in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den Organisationen der Zivilgesell-
schaft zur Konsolidierung und Wahrung des Friedens und zur Stärkung einer Kultur des 
Friedens leisten können, 

 betonend, dass die Staaten, das System der Vereinten Nationen und andere maßgeb-
liche internationale Organisationen Ressourcen für Programme bereitstellen müssen, die 
darauf gerichtet sind, eine Kultur des Friedens zu stärken und die Bewusstseinsbildung auf 
dem Gebiet der Menschenrechte durch Ausbildung, Unterricht und Erziehung zu fördern, 

 sowie betonend, wie wichtig der Beitrag der Erklärung der Vereinten Nationen über 
Menschenrechtsbildung und -ausbildung zur Förderung einer Kultur des Friedens ist, 

 unter Hinweis darauf, dass die Achtung der Vielfalt der Kulturen, die Toleranz, der 
Dialog und die Zusammenarbeit in einem Klima des gegenseitigen Vertrauens und Verste-
hens zu den besten Garanten für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit gehören, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass Toleranz, Respekt, Akzeptanz und Anerkennung 
der Kulturen unserer Welt, unserer Ausdrucksformen und Gestaltungsweisen unseres 
Menschseins in all ihrem Reichtum und ihrer Vielfalt bedeutet und eine Tugend ist, die den 
Frieden ermöglicht und zur Förderung einer Kultur des Friedens beiträgt, 

 ferner unter Hinweis darauf, dass die ständige Förderung und Verwirklichung der 
Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minder-
heiten angehören, als integraler Teil der Entwicklung der Gesellschaft als Ganzes und in-
nerhalb eines auf Rechtsstaatlichkeit beruhenden demokratischen Rahmens zur Stärkung 
der Freundschaft, der Zusammenarbeit und des Friedens zwischen den Völkern und Staa-
ten beitragen würde, 

 unter Hinweis auf die Notwendigkeit, auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene Strategien, Programme und Politiken sowie geeignete Rechtsvorschriften, wozu be-
sondere und positive Maßnahmen gehören können, auszuarbeiten, zu fördern und umzu-
setzen, um gleiche soziale Entwicklung und die Verwirklichung der bürgerlichen und poli-
tischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte aller Opfer von Rassismus, Ras-
sendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz zu 
fördern, 

 in der Erkenntnis, dass Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhängende Intoleranz, wenn diese auf Rassismus und Rassendiskrimi-
nierung hinauslaufen, freundschaftlichen und friedlichen Beziehungen zwischen den Völ-
kern und Nationen im Wege stehen und zu den Grundursachen vieler Binnenkonflikte und 
internationaler Konflikte, einschließlich bewaffneter Konflikte, gehören, 

 mit der feierlichen Aufforderung an alle beteiligten Parteien, sich bei ihren Aktivitä-
ten von der Erkenntnis leiten zu lassen, wie überaus wichtig es ist, als Mittel zur Förderung 
des Friedens Toleranz, Dialog, Zusammenarbeit und Solidarität zwischen allen Menschen, 
Völkern und Nationen der Welt zu üben; zu diesem Zweck sollen die heutigen Generatio-
nen sicherstellen, dass sie ebenso wie künftige Generationen lernen, in Frieden miteinander 
zu leben, wobei ihr höchstes Streben der Bewahrung künftiger Generationen vor der Gei-
ßel des Krieges gilt, 

erklärt Folgendes: 

Artikel 1 

 Jeder hat das Recht auf den Genuss von Frieden unter Bedingungen, in denen alle 
Menschenrechte gefördert und geschützt werden und die Entwicklung voll verwirklicht 
wird. 
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Artikel 2 

 Die Staaten sollen Gleichheit und Nichtdiskriminierung, Gerechtigkeit und Rechts-
staatlichkeit achten, verwirklichen und fördern und die Freiheit von Furcht und Not als 
Mittel zur Konsolidierung des Friedens innerhalb von und zwischen Gesellschaften garan-
tieren. 

Artikel 3 

 Die Staaten, die Vereinten Nationen und die Sonderorganisationen, namentlich die 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, sollen ge-
eignete nachhaltige Maßnahmen zur Umsetzung dieser Erklärung treffen. Den internatio-
nalen, regionalen, nationalen und lokalen Organisationen und der Zivilgesellschaft wird 
nahegelegt, bei der Umsetzung dieser Erklärung Unterstützung und Hilfe zu leisten. 

Artikel 4 

 Es müssen internationale und nationale Einrichtungen für Friedenserziehung geför-
dert werden, um den Geist der Toleranz, des Dialogs, der Zusammenarbeit und der Solida-
rität unter allen Menschen zu stärken. In dieser Hinsicht soll die Friedensuniversität durch 
Lehre, Forschung, Postgraduierten-Ausbildung und Verbreitung von Wissen zu der großen 
universellen Aufgabe der Friedenserziehung beitragen. 

Artikel 5 

 Diese Erklärung ist nicht so auszulegen, als stehe sie im Widerspruch zu den Zielen 
und Grundsätzen der Vereinten Nationen. Die in dieser Erklärung enthaltenen Bestimmun-
gen sind im Sinne der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und der von den Staaten ratifizierten einschlägigen internationalen und 
regionalen Übereinkünfte zu verstehen. 

 


